Nein zu „Unterrichtsgarantie plus“!

Seit Jahren schon werden den Schulen in Hessen zu wenig Lehrer zugewiesen. Stundenausfall und Unterrichtskürzung sind die Folge.

Damit ist jetzt Schluss, verspricht Kultusministerin Wolff; ab dem kommenden Schuljahr 2006/07 fällt keine Unterrichtsstunde mehr aus. Und sie nennt das Ganze „verlässliche Schule“ oder „Unterrichtsgarantie plus“.

Wir haben Frau Wolffs Vorhaben geprüft und kommen zu dem Ergebnis, dass dies ein massiver Angriff auf die Standards des Lehrerberufs ist mit dem Ziel einer Deregulierung unserer Arbeitsverhältnisse.

„Selbstverantwortliche Schule“ heißt, dass den Schulen keine Stellen mehr zugewiesen werden, sondern ein Budget, das sie unter Druck setzt, selbst nach billigen Arbeitskräften zu suchen. Die Landesregierung – gemäß Grundgesetz verantwortlich für das Bildungswesen – stiehlt sich aus eben dieser Verantwortung und gibt sie an die Schulen ab. 

„Unterrichtsgarantie plus“ dient als Experimentierfeld für wesentlich größere Vorhaben. Was jetzt an dem relativ kleinen Bereich „Personal für kurzfristige Vertretunge“ erprobt wird, soll nach dem Willen von Kultusministerin Wolff auf das gesamte Schulwesen übertragen werden.

Und das sieht so aus:

Statt ausgebildeter Lehrer sollen „Personen aus dem Umkreis der Schule“ ohne jegliche pädagogische Ausbildung Unterricht erteilen. Nicht als abhängig Beschäftigte, die nach BAT bezahlt werden, sondern als „Selbständige“ mit Honorarverträgen, bei denen der Schulleiter die Entlohnung bestimmt. Dass da die Leiharbeitsfirmen bereits in den Startlöchern stehen und ihre Dienste anbieten, ist klar.

Dies ist ein Anschlag auf das im Grundgesetz verbriefte Recht auf Bildung!

Um eine umfassende Qualifizierung der Kinder und Jugendlichen, um ihre Erziehung zu mündigen Bürgern geht es der hessischen Landesregierung offensichtlich nicht, sondern um ihre Aufbewahrung. Wer dabei Aufsicht führt, ist relativ egal. Gleichzeitig werden die Rahmenbedingungen schulischer Arbeit verschärft: zentrale Abschlussprüfungen, Schulinspektoren zur „Qualitätskontrolle“ in den Schulen und anderes mehr.

Die letzten Grundlagen sinnvoller pädagogischer Arbeit werden zerstört.

Um diesen Angriff gegen den Widerstand der Personalräte und unserer Gewerkschaft durchsetzen, ist der Landesregierung jedes Mittel recht. Um die Billigarbeitsverträge ohne Zustimmung der Personalräte abschließen zu können, soll das Hessische Personal-

vertretungsgesetz noch vor den Sommerferien entsprechend geändert werden.

Wir werden dies nicht hinnehmen, sondern werden an der landesweiten Demonstration der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft am 28.Juni in Wiesbaden teilnehmen.

Wir fordern eine Mehrzuweisung von Lehrkräften von 10 %, die als Vertretungsreserve zur Verfügung stehen!

Einstimmig beschlossen von der

Personalversammlung der Käthe-Kollwitz-Schule

am 14.06.2006

